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ÖS 7-640 120/ 17 


Bonn, den 13. Januar 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Untätigkeit der Frankfurter Polizei bei der „Besetzung" 
leerstehender Häuser 

Bezug; Kleine Anfrage des Abgeordneten Benda und 
der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache VI/1448 — 


1. Trifft die Darstellung der „Frankfurter Allgemeine Zeitung" 
vom 17. November 1970 über das Verhalten der Frankfurter 
Polizei gegenüber den widerrechtlichen „Besetzungen" von leer- 
stehenden Häusern zu? 

2. Wie beurteilt die Bundesregierung die Untätigkeit der Frank- 
furter Polizei gegenüber den „Besetzungen" im Hinblick auf die 
der Polizei durch Gesetz übertragene Aufgabe, Gefahren von 
der Allgemeinheit und von einzelnen Bürgern abzuwenden und 
die Begehung von Straftaten zu verhindern? 

3. Teilt die Bundesregierung die von dem Frankfurter Polizeipräsi- 
denten geäußerte Ansicht, die Eigentümer müßten ihr Haus 
selbst vor „Besetzungen" schützen und notfalls ihr Grundstück 
mit Stacheldraht umgeben? 

4. Teilt die Bundesregierung die Sorge, daß diese Aufforderung 
zur Selbsthilfe konsequent befolgt zu schweren Störungen des 
Rechtsfriedens und der Inneren Sicherheit in einem demokrati- 
schen Rechtsstaat führen muß? 

5. Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß die Rolle, die der 
Frankfurter Oberbürgermeister nach der Darstellung der „Frank- 
furter Allgemeine Zeitung" in dieser Angelegenheit gespielt 
hat, ein zusätzliches Argument gegen das Fortbestehen kommu- 
naler Polizeien ist, und daß polizeiliches Handeln oder Unter- 
lassen nicht an politischer Opportunität, sondern ausschließlich 
an Recht und Gesetz zu orientieren ist? 

6. Wird der Bundesminister des Innern — vor allem in Hinblick auf 
seine Äußerung bei dem Wahlkongreß der bayerischen FDP: 
der FDP sei es gelungen, ihre Rolle als Garant von Marktwirt- 
schaft und Eigentum in der Bonner Koalition verständlich zu 
machen — im Rahmen seiner Gesamtverantwortung für die 
Innere Sicherheit in der Bundesrepublik künfig die Frankfurter 
Polizei zum Einschreiten bewegen, wenn die gesetzlichen Vor- 
aussetzungen hierfür gegeben sind? 


Budidruckerei P. Meier, 5205 St. Augustin 1, Buisdorf, Tel. (02241) 6 27 46 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (02229) 6 35 51 



Drudisadie VI/ 1693 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt; 

Die Fragen behandeln einen Sachverhalt, der sich in der aus- 
schließlichen Zuständigkeit eines Landes abspielte. Es wird das 
Verhalten einer konununalen Polizeidienststelle im Lande Hes- 
sen angesprochen. 

Da^ich in diesem Bereich über keine eigenen Erkenntnisse ver- 
füge, habe ich den Innenminister des Landes Hessen um Aus- 
kunft über den Sachverhalt gebeten. 

Der Hessische Minister des Innern vertrat daraufhin die Auf- 
fassung, daß nach der Zuständigkeitsverteilung zwischen Bund 
und Ländern gemäß Artikel 30 des Grundgesetzes die Verant- 
wortlichen wegen der Art und Weise ihres Verhaltens allen- 
falls vom Hessischen Landtag und gegebenenfalls von der Stadt- 
verordnetenversammlung der in Frage kommenden Stadt 
Frankfurt am Main kontrolliert werden könnten. Ungeschrie- 
bene Bundeszuständigkeiten, die sich z. B. aus der Natur der 
Sache oder aus dem Sachzusammenhang ergeben könnten, 
seien im vorliegenden Fall nicht zu erkennnen. 

Ich teile diese Rechtsauffassung und sehe davon ab, den Sach- 
verhalt abschließend zu beurteilen. 

Der Hessische Minister des Innern hat mich aber ermächtigt, zu 
dem in den Fragen angegebenen Sachverhalt in seinem Namen 
wie folgt Stellung zu nehmen: 

Von einer Untätigkeit der Polizei könne keine Rede sein. Das 
Haus Güntherstraße 26 in Frankfurt am Main-Niederrad sei 
am 17. November 1970 ohne große Schwierigkeiten geräumt 
worden. Die angebliche Äußerung des Frankfurter Polizei- 
präsidenten sei „aus dem Zusammenhang gerissen" wieder- 
gegeben worden. Der Oberbürgermeister der Stadt Frankfurt 
am Main habe unmittelbar nach der Besetzung des dritten 
Hauses in einer Pressekonferenz das Verhalten der Hausbe- 
satzer und der sie tragenden politischen Kräfte scharf verur- 
teilt. Er habe die Polizei angewiesen, durch geeignete Maß- 
nahmen Hausbesetzungen zu verhindern. 

Im übrigen ist die Bundesregierung der Auffassung, daß ein 
Vorfall der angesprochenen Art nicht geeignet ist, grundsätz- 
liche Erwägungen über das Für und Wider des Bestehens kom- 
munaler Polizeien anzustellen, zumal keinerlei Sachzusammen- 
hang besteht. 

Das Handeln der Polizei hat sich nach Recht und Gesetz zu rich- 
ten-, dazu gehört aber auch der Grundsatz der Verhältnismäßig- 
keit der Mittel. Abwägungen unter dem Gesichtspunkt des 
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit der Mittel, die bei jedem 
polizeilichen Handeln anzustellen sind und in einem engen 
Rahmen auch Raum für Zweckmäßigkeitsüberlegungen lassen, 
haben nichts mit politisch opportunem Handeln zu tun. 
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Der Bundesminister des Innern hat nach geltendem Verfas- 
sungsrecht keine Möglichkeit, eine einzelne Polizeibehörde 
zum Einschreiten zu bewegen. Im allgemeinen kommen Vor- 
fälle dieser Art, wenn überhaupt, erst nachträglich zur Kenntnis 
der Bundesregierung. 


Genscher 



